
4

Liebe Oberhausenerinnen, liebe Oberhausener,

liebe Kolleginnen und Kollegen,

Sie wundern sich vielleicht, warum heute ausgerechnet jemand von der Bürgerinitiative „Hände weg vom kommunalen Eigentum“ auf einer Kundgebung gegen den Sozialkahlschlag der derzeitigen Bundesregierung redet.

Nun, der Bürgerinitiative ist es im letzten Jahr gelungen, mit zwei Bürgerbegehren - gegen den Verkauf der städtischen Kanäle sowie gegen den Verkauf unserer Energieversorgung - in unserer Stadt eine breite Öffentlichkeit zu erreichen und wir sind in hunderten von Gesprächen auf der Straße mit den Themen konfrontiert worden, die die Menschen in unserer Stadt und auch in diesem Land wirklich bewegen. Und was da immer wieder im Vordergrund stand und steht ist die Angst um eine sichere Zukunft.

In diesen Gesprächen haben wir immer wieder festgestellt, dass - entgegen der derzeit viel diskutierten Politikverdrossenheit - die Menschen sehr klare Vorstellungen davon haben, wir ihr Leben aussehen soll. Und diese Vorstellungen sind eigentlich recht bescheiden: eine gut Schulbildung für ihre Kinder, danach eine fundierte betriebliche Ausbildung, als Investition in die persönliche – aber natürlich auch in die gesellschaftliche Zukunft, ein Studium, das nicht nur für Reiche bezahlbar ist, einen Arbeitsplatz, der das Auskommen der Familie sichert, und dazu noch Arbeits- und Lebensbedingungen, die Familie und Beruf vereinbaren lassen.

Wenn wir uns im Vergleich dazu die Bedingungen anschauen, unter denen wir heute tatsächlich leben, ist die Diskrepanz zwischen diesen einfachen Wünschen und der harten Wirklichkeit nicht mehr zu übersehen:

Die Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ist in unserer Stadt seit Beginn der 90er Jahre immer weiter zurückgegangen. Die Arbeits- und Ausbildungsplätze, die meine Generation und die meiner Eltern noch bei Thyssen oder Babcock fanden, wurden – wenn überhaupt – ersetzt durch ein Dienstleistungsgewerbe, dass seine Beschäftigten saisonal, in Teilzeit, befristet, als 400-Euro-Job, heuert und feuert. Wir haben derzeit –lt. Statistik der Agentur für Arbeit - in Oberhausen 13 143 Erwerbslose, davon sind 5022 Menschen Langzeitarbeitslos. Hinzu kommen noch einmal 7700 Bezieher von Sozialhilfe. Alles Menschen, die von einem Einkommen, dass ihr Auskommen sichert, nur träumen können. 

Wenn man in diesem Zusammenhang dann mal die Stellenangebote anschaut, sind Stundenlöhne unter 6,00 € brutto heute keine Seltenheit mehr.

Das einmal zur Verdeutlichung der Situation der Menschen, die von dieser Agenda 2010 und dem damit forcierten Sozialkahlschlag am stärksten betroffen sind. Betroffen jedoch sind wir alle. 

Städtische Betriebe z. B. waren in der Vergangenheit immer ein Garant für sichere Arbeitsplätze und für qualifizierte Ausbildungsplätze. In unserer Stadt jedoch reinigen längst privatisierte Putzkolonnen Schulen und unser Rathaus. Kein Bereich der nicht bereits in eine AG oder GmbH umgewandelt wurde. Und das soll erst der Anfang sein.

Öffentliche Dienstleistungen werden global operierenden Unternehmen zum Kauf angeboten, was wir hier in Oberhausen zuletzt bei dem geplanten Verkauf der EVO-Anteile an das RWE durch eine breite Öffentlichkeit verhindern konnten.

Noch 1989 trat die SPD vehement gegen die Privatisierung öffentlichen Eigentums ein, so hieß es in ihrem ‚Kommunalpolitischen Handlungsprogramm’: „Der Ruf der CDU nach der Privatisierung kommunaler Leistungen ist keine Alternative. Es ist ein Trugschluss, dass Privatisierung auf längere Sicht für den Bürger zu Einsparungen führt. Ein Einstieg in die Privatisierung öffentlicher Leistungsbereiche führt unweigerlich zu einer Entwicklung, an deren Ende nur noch kostenträchtige und verlustreiche Aufgaben der Kommune verbleiben. Abgesehen davon würde durch die Privatisierung der Handlungsspielraum der Gemeinden unvertretbar eingeschränkt. Bürger und Kommune wären privaten Unternehmensentscheidungen ausgeliefert.” 

Die Entwicklung der letzten Jahre müsste die SPD inzwischen eigentlich von der Richtigkeit ihrer eigenen Aussagen überzeugt haben. Doch das Gegenteil ist der Fall:

Die Privatisierung der Deutschen Bundespost z. B. hat seit 1989 120.000 Arbeitsplätze gekostet, und dem Steuerzahler durch betriebsbedingte Frühpensionierungen vor dem Börsengang gegenwärtig fünf Milliarden Euro an Altersruhegeldzahlungen. Ein Ärgernis am Rande ist die Demontage von ca. 8.000 Briefkästen.

Ein anderes Beispiel: Um den Börsengang der Deutschen Bundesbahn vorzubereiten sind bereits Strecken abgebaut, Bahnhöfe stillgelegt und Ausbesserungswerkstätten geschlossen worden. Die Pannen der letzen Jahre sind uns alle noch im Ohr. Von 1993 bis zum Jahr 2000 wurden mehr als 130.000 Stellen bei der Deutschen Bahn AG abgebaut. Und der Personalabbau geht weiter.

Im Gesundheitswesen vollzieht sich die Privatisierung auf zwei Ebenen. Zum einen wird das Risiko krank zu werden - zuletzt mit der Agenda 2010 – durch immer mehr Zuzahlungen für Leistungen der solidarischen Krankenversicherung oder sogar durch deren Ausgliederung mehr und mehr auf den einzelnen übertragen. Zum anderen trifft man im Gesundheitsbereich verstärkt auf privatwirtschaftliche Unternehmen. Nicht einmal Krankenhäuser sind davon ausgeschlossen. Im Gegenteil. In Deutschland operieren inzwischen eine ganze Reihe von Konzernen im Krankenhausbereich. Das hat zu Folge, dass für die öffentlichen Häuser der ökonomische Druck stetig steigt. Auf wessen Rücken das ausgetragen wird, ist wohl jedem klar. 

Konzerne handeln immer und ausschließlich gewinnorientiert und sind demokratisch legitimierter Kontrolle und Gestaltung entzogen.

Gewinnorientiertes Handeln jedoch widerspricht jeglichem kommunalem Gedanken. Es gibt Bereiche im Umgang der Menschen, die zwar mit finanziellen Aufwänden verbunden sind, und dafür zahlen wir ja unsere Steuern, die aber immer von der Regelung eines freien Marktes ausgeschlossen bleiben müssen. Sie müssen Aufgabe der öffentlichen Hand bleiben.

Privatisierung geschieht niemals zum Wohle des Bürgers, sondern immer zum Wohle global operierender Großkonzerne, und damit ausschließlich zur Gewinnvermehrung einzelner.

Deshalb Rethmann raus aus unserer Müllentsorgung,

kein Verkauf von EVO-Aktien an das RWE,

keine private und damit kommerzielle Stadtsparkasse,

Bildung und Gesundheit sind keine Ware.

Diese Stadt gehört uns.

Keine Stimme den Privatisierern!

